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(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EU) Nr. 7/2014 DER KOMMISSION
vom 20. Dezember 2013

iiber ein Fangverbot fiir Rochen in den EU-Gewiissern des Gebiets VIId fiir Schiffe unter der Flagge
Belgiens

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen
Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des Rates vom
20. November 2009 zur Einfithrung einer gemeinschaftlichen
Kontrollregelung zur Sicherstellung der Einhaltung der Vor-
schriften der gemeinsamen Fischereipolitik ('), insbesondere auf
Artikel 36 Absatz 2,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  In der Verordnung (EU) Nr. 39/2013 des Rates vom
21. Januar 2013 zur Festsetzung der Fangmoglichkeiten
fir EU-Schiffe im Jahr 2013 fiir bestimmte, nicht tiber
internationale Verhandlungen und Ubereinkiinfte regu-
lierte Fischbestinde und Bestandsgruppen (?) sind die
Quoten fiir das Jahr 2013 festgelegt.

(2)  Nach den der Kommission iibermittelten Angaben haben
die Finge aus dem im Anhang der vorliegenden Verord-
nung genannten Bestand durch Schiffe, die die Flagge des
im Anhang genannten Mitgliedstaats fithren oder in die-
sem Mitgliedstaat registriert sind, die fiir 2013 zugeteilte
Quote erreicht.

(3)  Daher muss die Befischung dieses Bestands verboten wer-
den —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:
Artikel 1

Ausschopfung der Quote

Die Fangquote fiir den im Anhang dieser Verordnung genann-
ten Bestand, die dem ebenfalls im Anhang genannten Mitglied-
staat fur das Jahr 2013 zugeteilt wurde, gilt ab dem im Anhang
festgesetzten Zeitpunkt als ausgeschopft.

Artikel 2
Verbote

Die Befischung des im Anhang dieser Verordnung genannten
Bestands durch Schiffe, die die Flagge des im Anhang genannten
Mitgliedstaats fithren oder in diesem Mitgliedstaat registriert
sind, ist ab dem im Anhang festgesetzten Zeitpunkt verboten.
Nach diesem Zeitpunkt verboten sind insbesondere das Auf-
bewahren an Bord, das Umsetzen, das Umladen und das An-
landen von Fingen aus diesem Bestand, die von den genannten
Schiffen getitigt werden.

Artikel 3
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veréffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-

staat.

Briissel, den 20. Dezember 2013

() ABL L 343 vom 22.12.2009, S. 1.
() ABL L 23 vom 25.1.2013, S. 1.

Fiir die Kommission,
im Namen des Prdisidenten,

Lowri EVANS

Generaldirektorin filr Maritime Angelegenheiten

und Fischerei
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ANHANG
Nr. 84/TQ39
Mitgliedstaat Belgien
Bestand SRX/07D.
Art Rochen (Rajiformes)
Gebiet VIId (EU-Gewisser)
Datum 10.12.2013
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VERORDNUNG (EU) Nr. 8/2014 DER KOMMISSION
vom 20. Dezember 2013

iiber ein Fangverbot fiir Schellfisch in den Gebieten VIIb-k, VIII, IX und X und im CECAF-Gebiet
34.1.1 (EU-Gewisser) fiir Schiffe unter der Flagge Belgiens

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europaischen
Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des Rates vom
20. November 2009 zur Einfilhrung einer gemeinschaftlichen
Kontrollregelung zur Sicherstellung der Einhaltung der Vor-
schriften der gemeinsamen Fischereipolitik ('), insbesondere auf
Artikel 36 Absatz 2,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  In der Verordnung (EU) Nr. 39/2013 des Rates vom
21. Januar 2013 zur Festsetzung der Fangmaglichkeiten
fur EU-Schiffe im Jahr 2013 fir bestimmte, nicht iiber
internationale Verhandlungen und Ubereinkiinfte regu-
lierte Fischbestinde und Bestandsgruppen (?) sind die
Quoten fiir das Jahr 2013 festgelegt.

(2)  Nach den der Kommission iibermittelten Angaben haben
die Finge aus dem im Anhang der vorliegenden Verord-
nung genannten Bestand durch Schiffe, die die Flagge des
im Anhang genannten Mitgliedstaats fithren oder in die-
sem Mitgliedstaat registriert sind, die fiir 2013 zugeteilte
Quote erreicht.

(3)  Daher muss die Befischung dieses Bestands verboten wer-
den —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Ausschopfung der Quote

Die Fangquote fiir den im Anhang dieser Verordnung genann-
ten Bestand, die dem ebenfalls im Anhang genannten Mitglied-
staat fur das Jahr 2013 zugeteilt wurde, gilt ab dem im Anhang
festgesetzten Zeitpunkt als ausgeschopft.

Artikel 2
Verbote

Die Befischung des im Anhang dieser Verordnung genannten
Bestands durch Schiffe, die die Flagge des im Anhang genannten
Mitgliedstaats fihren oder in diesem Mitgliedstaat registriert
sind, ist ab dem im Anhang festgesetzten Zeitpunkt verboten.
Nach diesem Zeitpunkt verboten sind insbesondere das Auf-
bewahren an Bord, das Umsetzen, das Umladen und das An-
landen von Fingen aus diesem Bestand, die von den genannten
Schiffen getitigt werden.

Artikel 3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veréffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-

staat.

Briissel, den 20. Dezember 2013

() ABL L 343 vom 22.12.2009, S. 1.
() ABL L 23 vom 25.1.2013, S. 1.

Fiir die Kommission,
im Namen des Prdisidenten,

Lowri EVANS

Generaldirektorin fiir Maritime Angelegenheiten

und Fischerei
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ANHANG
Nr. 83/TQ39
Mitgliedstaat Belgien
Bestand HAD|7X7A34
Art Schellfisch (Melanogrammus aeglefinus)
Gebiet VIIb-k, VIII, IX und X; CECAF 34.1.1 (EU-Gewisser)
Datum 10.12.2013
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VERORDNUNG (EU) Nr. 9/2014 DER KOMMISSION
vom 20. Dezember 2013

iiber ein Fangverbot fiir Schellfisch in den Gebieten VIIb-k, VIII, IX und X; CECAF 34.1.1 (EU-
Gewisser) fiir Schiffe unter der Flagge des Vereinigten Konigreichs

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europaischen
Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des Rates vom
20. November 2009 zur Einfithrung einer gemeinschaftlichen
Kontrollregelung zur Sicherstellung der Einhaltung der Vor-
schriften der gemeinsamen Fischereipolitik ('), insbesondere auf
Artikel 36 Absatz 2,

in Erwagung nachstehender Griinde:

(1)  In der Verordnung (EU) Nr. 39/2013 des Rates vom
21. Januar 2013 zur Festsetzung der Fangmoglichkeiten
fur EU-Schiffe im Jahr 2013 fur bestimmte, nicht iiber
internationale Verhandlungen und Ubereinkiinfte regu-
lierte Fischbestinde und Bestandsgruppen (%) sind die
Quoten fiir das Jahr 2013 festgelegt.

(2)  Nach den der Kommission iibermittelten Angaben haben
die Finge aus dem im Anhang der vorliegenden Verord-
nung genannten Bestand durch Schiffe, die die Flagge des
im Anhang genannten Mitgliedstaats fithren oder in die-
sem Mitgliedstaat registriert sind, die fiir 2013 zugeteilte
Quote erreicht.

(3)  Daher muss die Befischung dieses Bestands verboten wer-
den —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:
Artikel 1
Ausschopfung der Quote

Die Fangquote fiir den im Anhang dieser Verordnung genann-
ten Bestand, die dem ebenfalls im Anhang genannten Mitglied-
staat fiir das Jahr 2013 zugeteilt wurde, gilt ab dem im Anhang
festgesetzten Zeitpunkt als ausgeschopft.

Artikel 2
Verbote

Die Befischung des im Anhang dieser Verordnung genannten
Bestands durch Schiffe, die die Flagge des im Anhang genannten
Mitgliedstaats fithren oder in diesem Mitgliedstaat registriert
sind, ist ab dem im Anhang festgesetzten Zeitpunkt verboten.
Nach diesem Zeitpunkt verboten sind insbesondere das Auf-
bewahren an Bord, das Umsetzen, das Umladen und das An-
landen von Fingen aus diesem Bestand, die von den genannten
Schiffen getitigt werden.

Artikel 3
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veroffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-

staat.

Briissel, den 20. Dezember 2013

() ABL L 343 vom 22.12.2009, S. 1.
() ABL L 23 vom 25.1.2013, S. 1.

Fiir die Kommission,
im Namen des Prdsidenten,

Lowri EVANS

Generaldirektorin fiir Maritime Angelegenheiten

und Fischerei
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ANHANG
Nr. 81/TQ39
Mitgliedstaat Vereinigtes Konigreich
Bestand HAD|7X7A34
Art Schellfisch (Melanogrammus aeglefinus)
Gebiet VIIb-k, VIII, IX und X; CECAF 34.1.1 (EU-Gewisser)
Datum 10.11.2013
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 10/2014 DER KOMMISSION

vom 7. Januar 2014

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte fiir die Bestimmung der fiir bestimmtes Obst und Gemiise
geltenden Einfuhrpreise

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europaischen
Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom
22. Oktober 2007 iiber eine gemeinsame Organisation der
Agrarmirkte und mit Sondervorschriften fiir bestimmte land-
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung iiber die einheitliche
GMO) (1),

gestiitzt auf die Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 543/2011
der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchfithrungsbestim-
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates fur die
Sektoren Obst und Gemiise und Verarbeitungserzeugnisse aus
Obst und Gemiise (?), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1,

in Erwagung nachstehender Griinde:

(1)  Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom-
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen
Einfuhrwerte zu beriicksichtigenden Kriterien sind in der

Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 fiir die in
ihrem Anhang XVI Teil A aufgefiihrten Erzeugnisse und
Zeitriume festgelegt.

20  Gemaf Artikel 136 Absatz 1 der Durchfihrungsverord-
nung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert
an jedem Arbeitstag unter Beriicksichtigung variabler Ta-
geswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte
daher am Tag ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der
Europdischen Union in Kraft treten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:
Artikel 1

Die in Artikel 136 der Durchfihrungsverordnung (EU) Nr.
543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im Anhang
der vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veroffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Briissel, den 7. Januar 2014

() ABL L 299 vom 16.11.2007, S. 1.
() ABL L 157 vom 15.6.2011, S. 1.

Fiir die Kommission,
im Namen des Prdsidenten,

Jerzy PLEWA

Generaldirektor fiir Landwirtschaft und landliche

Entwicklung
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ANHANG

Pauschale Einfuhrwerte fiir die Bestimmung der fiir bestimmtes Obst und Gemiise geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (') Pauschaler Einfuhrwert

0702 00 00 AL 97,3
MA 70,8

TN 87,1

TR 124,2

77 94,9

0707 00 05 MA 158,2
TR 112,6

77 135,4

0709 93 10 MA 57,8
TR 121,7

77 89,8

080510 20 MA 75,3
TR 66,7

ZA 44,1

77 62,0

080520 10 MA 68,1
77 68,1

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70, IL 140,2
0805 20 90 ™M 103,2
MA 117,5

TR 101,7

77 115,7

0805 50 10 EG 64,2
TR 69,2

77 66,7

0808 10 80 CN 110,7
MK 28,2

Us 174,3

77 104,4

0808 30 90 CN 53,4
UsS 225,2

77 139,3

(") Nomenklatur der Linder gemif8 der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABL L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code
,ZZ* steht fiir ,Andere Urspriinge“.
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zu Ubergangsbestimmungen fiir die Auferlegung einer Mindestreservepflicht durch die Europiische
Zentralbank nach der Einfithrung des Euro in Lettland

BESCHLUSSE

BESCHLUSS DER EUROPAISCHEN ZENTRALBANK
vom 22. Oktober 2013

(EZB/2013/41)
(2014/4/EV)

DAS DIREKTORIUM DER EUROPAISCHEN ZENTRALBANK —

gestiitzt auf die Satzung des Europdischen Systems der Zentral-
banken und der Europiischen Zentralbank, insbesondere auf
Artikel 19.1 und Artikel 46.2 erster Gedankenstrich,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 2531/98 des Rates vom
23. November 1998 iiber die Auferlegung einer Mindestreser-
vepflicht durch die Europiische Zentralbank (%),

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1745/2003 der Europii-
schen Zentralbank vom 12. September 2003 iiber die Auferle-
gung einer Mindestreservepflicht (EZB/2003/09) (%),

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 2532/98 des Rates vom
23. November 1998 iiber das Recht der Europdischen Zentral-
bank, Sanktionen zu verhingen (%),

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 2533/98 des Rates vom
23. November 1998 iiber die Erfassung statistischer Daten
durch die Europdische Zentralbank (¥), insbesondere auf Artikel 5
Absatz 1 und Artikel 6 Absatz 4,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1071/2013 der Europii-
schen Zentralbank vom 24. September 2013 iber die Bilanz

des Sektors der monetiren Finanzinstitute (Neufassung)
(EZB[2013/33) %),

in Erwagung nachstehender Griinde:

(1)  Die Einfithrung des Euro in Lettland am 1. Januar 2014
bedeutet, dass Kreditinstitute und Zweigstellen von Kre-

() ABL L 318 vom 27.11.1998, S. 1.
() ABL L 250 vom 2.10.2003, S. 10.
() ABL L 318 vom 27.11.1998, S. 4.
(4 ABL L
() ABL L

318 vom 27.11.1998, S. 8.
297 vom 7.11.2013, S. 1.

ditinstituten, die sich in Lettland befinden, ab diesem
Zeitpunkt mindestreservepflichtig sein werden.

(2)  Fir die Aufnahme dieser Rechtssubjekte in das Mindest-
reservesystem des Eurosystems miissen Ubergangsbestim-
mungen erlassen werden, um eine reibungslose Integra-
tion ohne unverhiltnismifige Belastung der Kreditinsti-
tute in den Mitgliedstaaten, deren Wahrung der Euro ist,
einschlieflich Lettlands, zu gewahrleisten.

(3)  Aus Artikel 5 der Satzung des Europdischen Systems der
Zentralbanken und der Europdischen Zentralbank geht
hervor, dass die EZB mit Unterstiitzung der nationalen
Zentralbanken die erforderlichen statistischen Daten von
den zustindigen nationalen Behorden oder unmittelbar
von den Wirtschaftssubjekten unter anderem erhebt,
um rechtzeitig Vorkehrungen auf dem Gebiet der Statis-
tik zu treffen im Hinblick auf die Einfithrung des Euro
durch einen Mitgliedstaat —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS GEFASST:

Artikel 1
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Beschlusses haben die Begriffe ,Institut”, ,Min-
destreservepflicht”, ,Mindestreserve-Erfiillungsperiode“ und ,Min-
destreservebasis“ die gleiche Bedeutung, die sie in der Verord-
nung (EG) Nr. 1745/2003 (EZB/2003/9) haben.

Artikel 2

Ubergangsbestimmungen fiir in Lettland befindliche
Institute

(1)  Abweichend von Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr.
1745/2003 (EZB[2003/9) gilt fiir in Lettland befindliche Insti-
tute {ibergangsweise eine Mindestreserve-Erfuillungsperiode vom
1. bis zum 14. Januar 2014.
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(2)  Die Mindestreservebasis jedes in Lettland befindlichen In-
stituts fur die iibergangsweise geltende Mindestreserve-Erfiil-
lungsperiode wird anhand der Positionen seiner Bilanz zum
31. Oktober 2013 festgelegt. Institute, die sich in Lettland be-
finden, melden der Latvijas Banka ihre Mindestreservebasis ge-
mifl dem Berichtsrahmen fiir die Geld- und Bankenstatistik der
EZB, der in der Verordnung (EU) Nr. 1071/2013
(EZB[2013/33) festgelegt ist. In Lettland befindliche Institute,
denen gemifl Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr.
1071/2013 (EZB/2013/33) eine Ausnahmeregelung gewihrt
wird, berechnen die Mindestreservebasis fir die iibergangsweise
geltende Mindestreserve-Erfiillungsperiode anhand ihrer Bilanz
zum 30. September 2013.

(3) Fir die ibergangsweise geltende Mindestreserve-Erfiil-
lungsperiode berechnet ein in Lettland befindliches Institut
oder die Latvijas Banka die Mindestreserven dieses Instituts.
Die Seite, die die Berechnung der Mindestreserven vornimmt,
legt der anderen Seite ihre Berechnung vor, wobei sie Letzterer
ausreichend Zeit zur Priifung und zur Vorlage von Berichtigun-
gen einrdumt. Beide Seiten bestdtigen die berechneten Mindest-
reserven, einschlieflich etwaiger Berichtigungen, spitestens am
10. Dezember 2013. Bestitigt die andere Seite den Mindest-
reservebetrag nicht bis zum 10. Dezember 2013, gilt dies als
Anerkennung des berechneten Betrags fiir die iibergangsweise
geltende Mindestreserve-Erfiillungsperiode.

(4)  Artikel 3 Absitze 2 bis 4 gilt entsprechend fur Institute,
die sich in Lettland befinden, so dass diese Institute fur ihre
ersten Mindestreserve-Erfilllungsperioden Verbindlichkeiten ge-
geniiber in Lettland befindlichen Instituten von ihrer Mindest-
reservebasis abziehen konnen, obgleich diese Institute zum Zeit-
punkt der Berechnung der Mindestreserven nicht in der Liste der
mindestreservepflichtigen Institute gemdfl Artikel 2 Absatz 3
der Verordnung (EG) Nr. 1745/2003 (EZB[2003/9) aufgefiihrt
sind.

Artikel 3

Ubergangsbestimmungen fiir in anderen Mitgliedstaaten,
deren Wihrung der Euro ist, befindliche Institute

(1)  Die Mindestreserve-Erfiillungsperiode, die gemaf8 Artikel 7
der Verordnung (EG) Nr. 1745/2003 (EZB/2003/9) fir in an-
deren Mitgliedstaaten, deren Wahrung der Euro ist, befindliche
Institute gilt, bleibt unberiihrt von einer iibergangsweise gelten-
den Mindestreserve-Erfiilllungsperiode fur in Lettland befindliche
Institute.

(2)  Institute, die sich in anderen Mitgliedstaaten befinden,
deren Wihrung der Euro ist, konnen fiir die Mindestreserve-
Erfullungsperioden vom 11. Dezember 2013 bis zum 14. Januar
2014 und vom 15. Januar bis zum 11. Februar 2014 Verbind-
lichkeiten gegeniiber in Lettland befindlichen Instituten von ih-
rer Mindestreservebasis abziehen, auch wenn diese Institute zum
Zeitpunkt der Berechnung der Mindestreserven nicht in der in
Artikel 2 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1745/2003
(EZB/2003/9) genannten Liste der mindestreservepflichtigen In-
stitute aufgefiihrt sind.

(3) In anderen Mitgliedstaaten, deren Wahrung der Euro ist,
befindliche Institute, die die Moglichkeit zum Abzug der Ver-
bindlichkeiten gegeniiber in Lettland befindlichen Instituten nut-
zen mochten, berechnen fur die Mindestreserve-Erfiillungsperi-
oden vom 11. Dezember 2013 bis zum 14. Januar 2014 und
vom 15. Januar bis zum 11. Februar 2014 ihre Mindestreserven
anhand ihrer Bilanz zum 31. Oktober 2013 bzw. zum 30. No-
vember 2013 und melden statistische Daten gemdf Teil 1 von
Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 1071/2013
(EZB/2013/33), die in Lettland befindliche Institute bereits als
mindestreservepflichtig im Rahmen des Mindestreservesystems
der EZB ausweisen.

Hiervon unberiihrt bleibt die Verpflichtung der Institute, statis-
tische Daten fiir die betreffenden Zeitrdume gemif Tabelle 1
von Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 1071/2013
(EZB/2013/33) zu melden, in welcher in Lettland befindliche
Institute noch als in der ,iibrigen Welt“ befindliche Banken
aufgefithrt werden.

Die Tabellen werden gemafl den Fristen und Verfahren gemel-
det, die in der Verordnung (EU) Nr. 1071/2013 (EZB/2013/33)
festgelegt sind.

(4)  Fir die im Dezember 2013, Januar und Februar 2014
beginnenden Mindestreserve-Erfiillungsperioden berechnen in
anderen Mitgliedstaaten, deren Wihrung der Euro ist, befindli-
che Institute, denen gemafl Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung
(EU) Nr. 1071/2013 (EZB/2013/33) eine Ausnahmeregelung
gewiahrt wird und die die Moglichkeit zum Abzug der Verbind-
lichkeiten gegeniiber in Lettland befindlichen Instituten nutzen
mochten, ihre Mindestreserven anhand ihrer Bilanz zum 30. Sep-
tember 2013 und melden gemidfl Teil 1 von Anhang III der
Verordnung (EU) Nr. 1071/2013 (EZB[2013/33) statistische Da-
ten, die in Lettland befindliche Institute bereits als mindestreser-
vepflichtig im Rahmen des Mindestreservesystems der EZB aus-
weisen.

Hiervon unberiihrt bleibt die Verpflichtung der Institute, statis-
tische Daten fir die betreffenden Zeitrdume gemif Tabelle 1
von Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 1071/2013
(EZB[2013/33) zu melden, in welcher in Lettland befindliche
Institute noch als in der ,iibrigen Welt“ befindliche Banken
aufgefithrt werden.

Die statistischen Informationen werden gemidfl den Fristen und
Verfahren gemeldet, die in der Verordnung (EU) Nr. 1071/2013
(EZB[2013/33) festgelegt sind.

Artikel 4
Inkrafttreten und Anwendung

(1)  Dieser Beschluss ist an die Latvijas Banka, in Lettland
befindliche Institute und in anderen Mitgliedstaaten, deren Wah-
rung der Euro ist, befindliche Institute gerichtet.

(2)  Dieser Beschluss tritt am 1. November 2013 in Kraft.
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(3) In Ermangelung von Sonderbestimmungen in diesem Beschluss gelten die Bestimmungen der Ver-
ordnungen (EG) Nr. 1745/2003 (EZB/2003/9) und (EU) Nr. 1071/2013 (EZB[2013/33).

Geschehen zu Frankfurt am Main am 22. Oktober 2013.

Der Prisident der EZB
Mario DRAGHI










EUR-Lex (http://new.eur-lex.europa.eu) bietet einen direkten und kostenlosen Zugang zum EU-Recht.
Die Website erméglicht die Abfrage des Amtisblatts der Europdischen Union und enthélt dariiber hinaus
die Rubriken Vertrdge, Gesetzgebung, Rechtsprechung und Vorschlage fiir Rechtsakte.

Weitere Informationen liber die Européische Union finden Sie unter: http://europa.eu
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LUXEMBURG




	Inhalt
	Verordnung (EU) Nr. 7/2014 der Kommission vom 20. Dezember 2013 über ein Fangverbot für Rochen in den EU-Gewässern des Gebiets VIId für Schiffe unter der Flagge Belgiens
	Verordnung (EU) Nr. 8/2014 der Kommission vom 20. Dezember 2013 über ein Fangverbot für Schellfisch in den Gebieten VIIb-k, VIII, IX und X und im CECAF-Gebiet 34.1.1 (EU-Gewässer) für Schiffe unter der Flagge Belgiens
	Verordnung (EU) Nr. 9/2014 der Kommission vom 20. Dezember 2013 über ein Fangverbot für Schellfisch in den Gebieten VIIb-k, VIII, IX und X; CECAF 34.1.1 (EU-Gewässer) für Schiffe unter der Flagge des Vereinigten Königreichs
	Durchführungsverordnung (EU) Nr. 10/2014 der Kommission vom 7. Januar 2014 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise
	Beschluss der Europäischen Zentralbank vom 22. Oktober 2013 zu Übergangsbestimmungen für die Auferlegung einer Mindestreservepflicht durch die Europäische Zentralbank nach der Einführung des Euro in Lettland (EZB/2013/41) (2014/4/EU)

